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1 
Tierarzt-Hausbesuch ist keine haus-
haltsnahe Dienstleistung 

 
Kernaussage 
Im Haushalt des Steuerpflichtigen erbrachte Leistun-
gen eines Tierarztes sind nicht als haushaltsnahe 
Dienstleistung berücksichtigungsfähig. Es können 
lediglich Aufwendungen für Tätigkeiten in Abzug ge-
bracht werden, die üblicherweise durch Mitglieder 
des privaten Haushalts oder entsprechend Beschäf-
tigte erledigt werden und in regelmäßigen Abständen 
anfallen. 
Sachverhalt 
Die klagenden Eheleute hielten auf Ihrem Anwesen 
mehrere Pferde. Im Rahmen der Einkommensteuer-
erklärung machten sie Tierarztkosten in Höhe von 

328 EUR geltend. Das Finanzamt lehnte die Berück-
sichtigung der Kosten mit der Begründung ab, haus-
haltsnahe Dienstleistungen würden gewöhnlich 
durch Mitglieder des privaten Haushalts oder ent-
sprechend Beschäftigte erbracht und fielen in regel-
mäßigen Abständen an. Tätigkeiten ohne hauswirt-
schaftlichen Bezug seien indes überhaupt nicht be-
rücksichtigungsfähig. 

Entscheidung 
Das Finanzgericht Nürnberg (FG) teilte die Auffas-
sung des Finanzamts. Tätigkeiten, die typischerwei-
se ein zugelassener Tierarzt aufgrund seiner fachli-
chen Kenntnisse sowie seiner Ausstattung mit Tier-
medizintechnik und Medikamenten erbringt, stellen 
keine haushaltsnahe Dienstleistung dar. Unabhängig 
von der Tatsache, dass sich die Kläger im Laufe der 
Jahre als Pferdehalter ein praktisches Basiswissen 
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angeeignet hatten, würden bei Bedarf anfallende 
qualifizierte Untersuchungen nicht typischerweise 
durch den Steuerpflichtigen selbst oder andere 
Haushaltsangehörige erbracht. Im Übrigen seien die 
Kosten auch nicht als Handwerkerleistung zu be-
rücksichtigen, da ein Tierarzt freiberuflich tätig sei 
und die Handwerksordnung auf seine Tätigkeit keine 
Anwendung finde. 

Konsequenz 
Die Entscheidung entspricht der ständigen Recht-
sprechung des BFH. Unverständlich ist, warum die 
Einkunftsart der Tätigkeit des Leistungserbringers 
Einfluss auf die Berücksichtigungsfähigkeit als 
Handwerkerleistung haben soll. Das vorliegende Ur-
teil des Finanzgerichts ist als Abgrenzung zu einer 
Entscheidung des Finanzgerichts Münster aus dem 
Jahr 2012 zu verstehen. Die Münsteraner Richter 
hatten entschieden, dass die Kosten für die Betreu-
ung und Versorgung eines Hundes grundsätzlich 
haushaltsnah seien, da das Füttern, die Fellpflege 
und das Ausführen regelmäßig und typischerweise 
durch den Steuerpflichtigen selbst oder andere 
Haushaltsangehörige erledigt würden. Hier müssen 
Steuerpflichtige aber darauf achten, dass ihr Hunde-
sitter beim Gassi-Gehen nicht die Grundstücksgren-
zen verlässt! 

 

2 Wann ist Heilmittelwerbung zulässig? 

 

Kernaussage 
Eine Bezugnahme auf Studienergebnisse, die in der 
Werbung oder im Rechtsstreit als Beweis für ge-
sundheitliche Aussagen vorgelegt werden, ist dann 
nicht irreführend, wenn diese nach anerkannten Re-
geln wissenschaftlicher Forschung durchgeführt und 
ausgewertet wurden. 

Sachverhalt 
Die Parteien vertreiben Arzneimittel zur Behandlung 
von Diabetes mellitus, die auf unterschiedlichen 
Wirkstoffen beruhen. Die Beklagte warb mit der Aus-
sage, dass der von ihr verwendete Wirkstoff zu einer 
geringeren Gewichtszunahme führe. Diese Aussage 
wurde gestützt auf eine Studie in Form einer Zu-
sammenfassung mehrerer wissenschaftlicher Unter-
suchungen (Metaanalyse). Die Klägerin meint, die 
Webeaussage sei irreführend und wissenschaftlich 
nicht hinreichend gesichert. Sie wendet sich zum ei-
nen gegen die Werbeaussage unter Bezugnahme 
auf die Studie und zum anderen gegen die Werbe-
aussage ohne Bezugnahme darauf. Die Vorinstan-
zen wiesen die Klage ab. Der Bundesgerichtshof 

(BGH) hob das Urteil auf und verwies die Sache zur 
erneuten Verhandlung zurück. 

Entscheidung 
Der BGH gab der Klägerin Recht, soweit die Werbe-
aussage unter Bezugnahme auf die Studie erfolgt. 
Insofern kommt eine Irreführung unter dem Ge-
sichtspunkt des Verstoßes gegen den Grundsatz der 
"Zitatwahrheit" in Betracht. Studienergebnisse, die 
als Beleg einer gesundheitsbezogenen Aussage an-
geführt werden, sind nur dann aussagekräftig, wenn 
sie nach den anerkannten Regeln und Grundsätzen 
wissenschaftlicher Forschung durchgeführt und aus-
gewertet wurden. Ob die als Metaanalyse erstellte 
Studie die Werbeaussage tragen kann, hängt von 
den Umständen des Einzelfalls ab. Jedenfalls muss 
hinreichend deutlich in der Werbeaussage auf die 
Besonderheit der Art, Durchführung und Auswertung 
sowie eingeschränkte wissenschaftliche Aussage-
kraft dieser Studie hingewiesen werden. Ohne Studi-
en-Hinweis darf die Beklagte jedoch mit der geringe-
ren Gewichtszunahme werben, da der Effekt von den 
Zulassungsbehörden überprüft und bestätigt wurde. 
Eine Irreführung liegt nur dann vor, wenn die Kläge-
rin beweist, dass neuere wissenschaftliche Erkennt-
nisse vorliegen, die diese Beurteilung nicht mehr tra-
gen. 

Konsequenz 
Um die Gefahr einer wettbewerbsrechtlichen Ab-
mahnung zu vermeiden, sollte in Werbeaussagen die 
Wirkungsweise mit angebotenen Waren nur dann in 
Verbindung gebracht werden, wenn diese wissen-
schaftlich belegt sind. 

 

3 
Bedrohung durch gefälschte E-Mails 
im Namen des Finanzamtes 

 

Kernaussage 
Während die Finanzverwaltung zunehmend Daten 
nur noch elektronisch akzeptiert, versendet sie selbst 
Unterlagen fast ausschließlich in Papierform. Eine 
Ausnahme hiervon bilden Steuerbescheide, die auch 
elektronisch im ELSTER-Verfahren bereitgestellt 
werden. 

Aktuelle Warnung der Finanzverwal-
tung 
Das Bundeszentralamt für Steuern warnt vor Krimi-
nellen, die derzeit im Namen der Finanzverwaltung 
gefälschte E-Mails versenden. Angeblich sollen die 
E-Mails den ELSTER-Steuerbescheid als Anhang 
enthalten. 
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Konsequenz 
Die Steuerbescheide werden nicht per E-Mail von 
der Finanzverwaltung versendet. Für den Empfang 
wird spezielle Software benötigt. Entsprechende E-
Mails können daher nicht vom Finanzamt stammen. 
Sie sind unbedingt zu löschen, da die im Anhang be-
findliche Datei "Elster.exe" Schadstoffsoftware ent-
hält. Wer diesbezüglich unsicher ist, sollte bei Über-
tragung der Steuererklärungen per ELSTER einfach 
auf die elektronische Übermittlung eines Steuerbe-
scheids verzichten. 

 

4 
Unternehmensverkauf: Wettbewerbs-
verbot als nicht steuerbarer Umsatz 

 

Kernaussage 
Werden Unternehmen übertragen und vom Erwerber 
fortgeführt, so handelt es sich regelmäßig um eine 
nicht steuerbare Geschäftsveräußerung im Ganzen. 

Sachverhalt 
Die Klägerin verkaufte den von ihr betriebenen am-
bulanten Pflegedienst. Im Rahmen des Kaufvertrags 
verpflichtete sie sich ferner, in den folgenden 2 Jah-
ren im Umkreis von 100 km keinen Pflegedienst zu 
betreiben. Der Verkauf des Unternehmens wurde 
unstrittig als Geschäftsveräußerung im Ganzen 
(GiG) behandelt. Strittig war dagegen die Auffassung 
des Finanzamts, dass das vereinbarte Wettbewerbs-
verbot eine eigenständige Leistung darstelle, die 
nicht unter die Geschäftsveräußerung im Ganzen fal-
le. Es forderte daher Umsatzsteuer aus dem Entgelt 
für das Wettbewerbsverbot. 

Entscheidung 
Laut der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs 
(BFH) kommt dem Wettbewerbsverbot keine eigen-
ständige Bedeutung zu, da es dazu dient, dem Er-
werber die Fortführung des übertragenen Pflege-
dienstes zu ermöglichen. Es ist daher "integraler 
Teil" der Geschäftsveräußerung im Ganzen. Um-
satzsteuer fällt daher nicht an. 

Konsequenz 
Der BFH begründet im vorliegenden Fall sein Urteil 
mit dem Hinweis, dass es bei der Übertragung eines 
ambulanten Pflegedienstes entscheidend auf die 
immateriellen Wirtschaftsgüter, insbesondere den 
Kundenstamm, ankommt. Das Wettbewerbsverbot 
diene der Sicherung des Kundenstammes und somit 
der Fortführung des Betriebes. Das für das Wettbe-
werbsverbot ein separates Entgelt vereinbart wurde 
ist unter diesem Gesichtspunkt unerheblich. Es ist al-
lerdings zu beachten, dass der BFH ausdrücklich be-

tont, dass das Urteil einen Einzelfall betrifft. Es ist 
daher nicht ausgeschlossen, dass in anderen Fällen 
das Wettbewerbsverbot doch separat zu betrachten 
ist. Dies kommt zumindest für Unternehmensverkäu-
fe in Betracht, bei denen dem Verkauf des Kunden-
stamms keine wesentliche Bedeutung zukommt. 

 

5 Welche Steuerbefreiung geht vor? 
 
 

Kernaussage 
Das Umsatzsteuergesetz (UStG) kennt zahlreiche 
Steuerbefreiungen. Da diese teilweise unsystema-
tisch normiert sind, ist es möglich, dass für einen 
Umsatz mehrere Steuerbefreiungen in Frage kom-
men. Der Bundesfinanzhof (BFH) hat nun in einem 
solchen Fall zu klären, ob eine Steuerbefreiung vor-
rangig zu behandeln ist. Dies ist zwar im Hinblick auf 
die Befreiung des Umsatzes egal, hat jedoch Bedeu-
tung für den Vorsteuerabzug. In diesem Zusammen-
hang hatte der Europäische Gerichtshof (EuGH) En-
de 2006 entschieden, dass die Lieferung von Zahn-
ersatz auch dann nicht zum Vorsteuerabzug berech-
tigt, wenn es sich um eine innergemeinschaftliche 
Lieferung handelt. Das Bundesfinanzministerium 
(BMF) hatte dieses Urteil erst in 2011 veröffentlicht; 
beabsichtigte dies aber in allen offenen Fällen anzu-
wenden. 

Sachverhalt 
Die Klägerin, eine gemeinnützige GmbH, versandte 
2001 und 2002 Blutplasma in das übrige Gemein-
schaftsgebiet. Die Lieferungen waren als innerge-
meinschaftliche Lieferungen zu qualifizieren, die zum 
Vorsteuerabzug berechtigen. Allerdings ist die Liefe-
rung von Blutplasma im Inland auch noch nach einer 
weiteren Vorschrift des Umsatzsteuergesetzes (§ 4 
Nr. 17 UStG) befreit. Diese Befreiung lässt keinen 
Vorsteuerabzug zu. Die Klägerin wandte sich gegen 
die Versagung des Vorsteuerabzugs aus den Liefe-
rungen durch das Finanzamt nach einer Überprüfung 
in 2009. 

Entscheidung 
Das Sächsische Finanzgericht verweigert den Vor-
steuerabzug. Zur Begründung verweist es auf das 
Urteil des EuGH, das auch in diesem Fall für an-
wendbar gehalten wird. Auch sieht das Finanzgericht 
keinen Grund, der Klägerin Vertrauensschutz zu ge-
währen, da die Finanzverwaltung bis zur Veröffentli-
chung des genannten BMF-Schreibens in 2011 in 
den Umsatzsteuer-Richtlinien noch den Vorsteuer-
abzug in derartigen Fällen zugelassen hatte. 
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Konsequenzen 
Die Klägerin ist nun vor den BFH gezogen; die end-
gültige Entscheidung bleibt daher abzuwarten. Ähnli-
che Fälle sollten offen gehalten werden. Allerdings 
ist darauf hinzuweisen, dass das Urteil des EuGH 
durchaus zutreffend ist. Der EuGH hatte die Versa-
gung des Vorsteuerabzuges u. a. damit begründet, 
dass die Neutralität der Umsatzsteuer nicht gegeben 
sei, wenn der Vorsteuerabzug allein davon abhinge, 
ob eine Lieferung im Inland oder über die Grenze er-
folge. Ob der BFH sich gegen die "rückwirkende" 
Anwendung des BMF-Schreibens ausspricht, dürfte 
ebenfalls fraglich sein. Hier wäre es allerdings zu 
begrüßen, wenn einer derartigen Praxis ein Riegel 
vorgeschoben würde. Es ist kaum zumutbar, dass 
das BMF jahrelang Zeit benötigt, um Stellung zu 
wichtigen Urteilen zu beziehen (aktuell z. B. zur Or-
ganschaft und zum ermäßigten Steuersatz bei der 
Lieferung von Lebensmitteln). 

 

6 Längerer Weg zur Arbeit ist nicht ver-
sichert 
  

Kernaussage 
Passiert einem Arbeitnehmer auf dem Arbeitsweg 
ein Unfall, so ist der nicht in jedem Fall durch die ge-
setzliche Unfallversicherung abgedeckt. Nach einem 
jüngeren Urteil des rheinland-pfälzischen Landesso-
zialgerichts liegt ein versicherter Wegeunfall nämlich 
dann nicht vor, wenn der von der Wohnung der 
Freundin angetretene Weg zur Arbeit mehr als acht-
mal so lang ist, wie der übliche Fahrweg von der ei-
genen Wohnung. 

Sachverhalt 
Der Kläger war von der Wohnung seiner Verlobten, 
die rund 55 km von seiner Arbeitsstelle entfernt war, 
zur Arbeit gefahren. Der Weg von seiner eigenen 
Wohnung hätte nur etwa 6,5 km betragen. Auf dem 
Weg zur Arbeit erlitt er einen Verkehrsunfall mit Wir-
belsäulenverletzungen. Die Unfallkasse lehnte die 
Anerkennung eines Wegeunfalls ab, weil der längere 
Weg zur Arbeit nicht durch die betriebliche Tätigkeit 
geprägt sei. Das Sozialgericht Koblenz hatte dies 
anders gesehen, da auch der Weg von einem ande-
ren Ort als der eigenen Wohnung Ausgangpunkt ei-
nes versicherten Weges sein könne, insbesondere, 
wenn wegen der häufigen Übernachtungen bei der 
Freundin von einer gespaltenen Wohnung auszuge-
hen sei. 

Diese Entscheidung hob das Landessozialgericht auf 
und wies die Klage ab. Die Richter gingen davon 

aus, dass der Kläger die Wohnung der Freundin 
nicht wie eine eigene Wohnung genutzt habe, son-
dern sich vielmehr dort nur zu Besuch aufgehalten 
habe. Die Differenz zwischen dem Arbeitsweg von 
der eigenen Wohnung bzw. dem von der Wohnung 
der Freundin sei unverhältnismäßig, so dass nicht 
von einem versicherten Arbeitsweg auszugehen sei. 

Konsequenz 
Unfälle, die einem Arbeitnehmer auf dem unmittelba-
ren Weg von seiner Wohnung zur Arbeit passieren, 
sind durch die gesetzliche Unfallversicherung abge-
sichert. Der Versicherte kann dabei selbst entschei-
den, ob er den kürzesten oder den schnellsten Weg 
zur Arbeit wählt und muss dies im Falle eines Unfalls 
auch nicht weiter begründen. Außerdem ist er frei in 
der Wahl des Transportmittels. Umwege sind grund-
sätzlich nicht versichert. Ausnahmsweise gilt für die 
dazugehörigen Umwege ebenfalls der gesetzliche 
Versicherungsschutz, wenn z. B. eine Fahrgemein-
schaft von Arbeitnehmern gebildet wird oder der An-
gestellte auf dem Weg zur Arbeit noch seine Kinder 
in die Schule bringen muss. Eine weitere Ausnahme 
gilt, wenn es sich um Fahrten von einer Familien-
wohnung handelt. Arbeitet der Angestellte z. B. in ei-
ner anderen Stadt und ist Wochenendheimfahrer, 
sind auch die Fahrten zur Familie und von dort aus 
wieder zur Arbeit versichert. Die regelmäßig aufge-
suchte Wohnung der Freundin gilt im Sinne des Ver-
sicherungsrechts allerdings nicht als "Familienwoh-
nung". 

 

7 Ambulante Chemotherapie ist nicht 
steuerpflichtig 

 

Kernproblem  
Für gemeinnützige Organisationen ist regelmäßig 
bedeutsam, ob ihre Tätigkeiten dem (steuerpflichti-
gen) wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb oder dem 
(steuerbegünstigten) Zweckbetrieb zuzuordnen sind. 
Die Abgrenzung ist regelmäßig schwierig. 

Sachverhalt 
Eine gemeinnützige Stiftung fördert die öffentliche 
Gesundheitspflege. Im Rahmen ihres Krankenhaus-
betriebs unterhält sie eine Krankenhausapotheke. 
Diese verkauft neben Leistungen zur Versorgung der 
stationär untergebrachten Patienten Medikamente an 
Dritte, das Personal, andere Kliniken und andere 
Apotheken. Die Abgabe der Medikamente zur Ver-
sorgung von stationär untergebrachten Patienten 
und zur ambulanten Chemotherapie wurden steuer-
lich dem Zweckbetrieb zugeordnet. Das Finanzamt 
sah in der Abgabe der Zytostatika zur ambulanten 
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Chemotherapie einen wirtschaftlichen Geschäftsbe-
trieb. 

Entscheidung 
Nach Ansicht des Finanzgerichts Münster stellt die 
Abgabe im Rahmen der ambulanten Chemotherapie 
einen Zweckbetrieb dar. Es handelt sich um eine 
einheitliche Krankenhausleistung. Diese ambulante 
Krankenhausleistung umfasst sowohl die ärztliche 
Leistung als auch die notwendige Verabreichung von 
Medikamenten während der ambulanten Behandlung 
im Krankenhaus. Deutlich wird dies nach Ansicht der 
Richter dadurch, dass die verabreichten Zytostatika 
nach dem einzelnen Krankheitsbild auf den Patien-
ten abgestimmt individuell verordnet werden und nur 
unter ärztlicher Überwachung im Krankenhaus ver-
abreicht werden können. 

Konsequenz 
Die Auffassung der Finanzrichter überzeugt. Das 
letzte Wort wird aber der Bundesfinanzhof (BFH) ha-
ben, da dort die Revision anhängig ist. 

 

7 Können Rabatte von dritter Seite Ar-
beitslohn darstellen? 

 

Kernproblem 
Zu den Einkünften aus nichtselbstständiger Arbeit 
gehören neben Gehältern und Löhnen auch andere 
Bezüge und Vorteile, die im Rahmen des Dienstver-
hältnisses gewährt werden. Dabei ist gleichgültig, ob 
ein Rechtsanspruch auf sie besteht oder unter wel-
cher Bezeichnung oder Form sie gewährt werden. 
Arbeitslohn kann ausnahmsweise auch bei der Zu-
wendung eines Dritten anzunehmen sein, wenn sie 
Entgelt des Arbeitnehmers für eine Leistung im 
Rahmen des Dienstverhältnisses mit seinem Arbeit-
geber darstellt. Der Bundesfinanzhof (BFH) hat sich 
jüngst mit der Frage des Arbeitslohns von dritter Sei-
te bei Rabattgewährung beschäftigt. 

Sachverhalt 
Der Lieferant eines Krankenhauses räumte den etwa 
750 Krankenhaus-Mitarbeitern Vorteile beim Erwerb 
von Apothekenartikeln ein. Die Mitarbeiter erhielten 
bei der Bestellung von ihrem Arbeitsplatz aus einen 
Nachlass auf den üblichen Apothekenendpreis. Die 
Bezahlung erfolgte durch die Arbeitnehmer. Weil das 
Krankenhaus jedoch die Bekanntmachung des Mit-
arbeiter-Vorteilsprogramms und die Lieferung am 
Arbeitsplatz duldete, gelangte das Finanzamt anläss-
lich einer Lohnsteuer-Außenprüfung zu dem Ergeb-
nis, dass Arbeitslohn von dritter Seite vorläge. Die 
Klage des Krankenhauses gegen den Haftungsbe-

scheid sah das Finanzgericht als begründet an, weil 
nach dessen Überzeugung das eigene Interesse des 
Lieferanten an einer Kundengewinnung und Ge-
winnmaximierung durch Synergieeffekte Anlass der 
Vorteilsgewährung war. Die Finanzverwaltung zog 
weiter zum BFH. 

Entscheidung 
Der BFH wies die Revision zurück. Arbeitslohn liege 
nicht vor, wenn die Zuwendung wegen anderer 
Rechtsbeziehungen oder wegen sonstiger nicht auf 
dem Dienstverhältnis beruhender Beziehungen zwi-
schen Arbeitnehmer und Arbeitgeber gewährt werde. 
Hierbei sei das vom Finanzgericht gewürdigte eigene 
Interesse des Lieferanten naheliegend. Allein der 
Umstand, dass der Preisnachlass nicht auch Arbeit-
nehmern anderer (nicht belieferter) Krankenhäuser 
gewährt werde, könne den Veranlassungszusam-
menhang zwischen Vorteilsgewährung und Arbeits-
leistung nicht begründen. Davon sei erst auszuge-
hen, wenn der Arbeitgeber z. B. einen ihm zustehen-
den Vorteil an seine Mitarbeiter weitergebe. Zwar 
könne die Mitwirkung des Arbeitgebers an der Ra-
battgewährung für Arbeitslohn sprechen; zwingend 
sei das jedoch nicht. Allein die Informationsgestel-
lung (Schwarzes Brett) und Duldung der Ausliefe-
rung ließe kein aktives Mitwirken erkennen. 

Konsequenz 
Nach der Verwaltungsauffassung reicht das Mitwir-
ken des Arbeitgebers für Arbeitslohn aus. Hieran 
kann nach dieser Entscheidung nicht mehr festgehal-
ten werden. 

8 Neue Steuerberatervergütungsver-
ordnung in Kraft getreten 

 

Kernaussage 
Nach der Zustimmung des Bundesrates zur Novellie-
rung der Steuerberatergebühren ist die neue Verord-
nung am 20.12.2012 in Kraft getreten. In Anlehnung 
an das Gebührenrecht der Rechtsanwälte lautet die 
Bezeichnung zukünftig "Vergütungsverordnung für 
Steuerberater, Steuerbevollmächtigte und Steuerbe-
ratungsgesellschaften (Steuerberatervergütungsver-
ordnung – StBVV)". Die Novelle berücksichtigt die 
gestiegene Preis- und Kostenentwicklung bei den 
Steuerberaterpraxen seit der letzten Anpassung im 
Jahr 1998. Der Preisindex ist in diesen 14 Jahre um 
mehr als 22 %, die Lohnkosten sind um mehr als 20 
% gestiegen. Die Aktualisierung der Steuerberater-
vergütungsverordnung beinhaltet z. B. die Schaffung 
neuer Gebührentatbestände, für die bislang keine 
Abrechnungsgrundlage bestand. Dies betrifft konkret 
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die Abrechnung für die Überwachung der Lohnsum-
me oder die Thesaurierungsrücklage oder die Zu-
sammenfassende Meldung. 

Änderungen der bestehenden Steu-
erberatervergütungsverordnung 
Folgende Vergütungssätze für Steuerberater wurden 
angehoben: die Gebührentabellen A bis E wurden li-
near um 5 % erhöht. Die Zeitgebühr wurde auf 30 – 
70 EUR je angefangene halbe Stunde angehoben; 
der Höchstgebührensatz für ein erstes Beratungsge-
spräch beträgt nun 190 EUR. Die 
Betragsrahmengebühren im Bereich der Lohnab-
rechnung wurden durchschnittlich um 80 % erhöht. 
Verschiedene Mindestgegenstandswerte bei der An-
fertigung von Steuererklärungen wurden ebenfalls 
angehoben, z. B.: Einkommensteuererklärung ohne 
Ermittlung der Einzeleinkünfte von 6.000 EUR auf 
8.000 EUR, Körperschaftsteuererklärung von 12.500 
EUR auf 16.000 EUR, Gewerbesteuererklärung von 
6.000 EUR auf 8.000 EUR, Erbschaftsteuererklärung 
von 12.500 EUR auf 16.000 EUR. Die Vorschrift für 
die Ermittlung des Überschusses der Einnahmen 
über die Werbungskosten wurde erweitert und eröff-
net nun für Vorarbeiten, die über das übliche Maß 
erheblich hinausgehen eine zusätzliche Abrechnung 
nach Zeitgebühr. Darüber hinaus kann der Steuerbe-
rater die Abrechnung einer Selbstanzeige bei Steu-
erhinterziehung künftig nach den Gegenstandswert 
vornehmen, der sich nach der Summe der berichtig-
ten ergänzten und nachgeholten Angaben bemisst. 
Der Mindestgegenstandwert beträgt hier 8.000 EUR. 
Der Gebührenrahmen für Zwischenabschlüsse wur-
de auf 10/10 bis 40/10 angehoben und entspricht 
nun dem Maß des normalen Jahresabschlusses. 

Schaffung zusätzlicher Gebühren-
tatbestände 
Die Aktualisierung der Steuerberatervergütungsver-
ordnung beinhaltet daneben auch die Schaffung 
neuer Gebührentatbestände, für die bislang keine 
Abrechnungsgrundlage bestand. Dies betrifft konkret 
die Abrechnung für die Überwachung der Lohnsum-
me oder die Thesaurierungsrücklage oder die Zu-
sammenfassende Meldung. Regelungen, die durch 
die Novelle überflüssig wurden, sind entfallen, wie z. 
B. die Abrechnungsgrundlage für die Eigenheimzu-
lage. 

 

9 Gewerbliche „Infizierung“ der Tätig-
keit von Gemeinschaftspraxen 

 

Kernaussage 
In Fällen der so genannten integrierten Versorgung 

in Gemeinschaftspraxen wird die gesamte Tätigkeit 
als Gewerbebetrieb angesehen. Diese steuerrechtli-
che Einordnung kann jedoch durch die Gründung ei-
ner Schwestergesellschaft vermieden werden. 

Sachverhalt 
Bei der integrierten Versorgung legen Krankenkas-
sen und Arzt vertraglich fest, dass der Arzt für die 
Behandlung von Patienten bestimmte Fallpauscha-
len erhält. Da diese Pauschalen sowohl die medizini-
sche Betreuung als auch die Abgabe von Arznei- 
und Hilfsmitteln umfassen, handelt es sich um eine 
Vergütung für eine teilweise freiberufliche und eine 
teilweise gewerbliche Tätigkeit. 

Verfügung der OFD Frankfurt 
Die Oberfinanzdirektion (OFD) Frankfurt weist darauf 
hin, dass solche Fallpauschalen bei Gemeinschafts-
praxen wegen ihres gewerblichen Anteils zur ge-
werblichen Infizierung der gesamten Einkünfte füh-
ren, wenn der Anteil der originär gewerblichen Tätig-
keit über 1,25 % der Gesamttätigkeit liegt (Vergleich 
der Umsätze aus der Abgabe von Arznei- und Hilfs-
mitteln mit dem Gesamtumsatz der Gemeinschafts-
praxis). Eine Ausnahme gilt, wenn der Arzt im Rah-
men der integrierten Versorgung Hilfsmittel einsetzt, 
die eine ärztliche Behandlung überhaupt erst ermög-
lichen, z. B. ein künstliches Hüftgelenk oder eine 
künstliche Augenlinse. In diesen Fällen kommt es 
nicht zu einer gewerblichen Infizierung der Tätigkeit. 

Konsequenz 
Gewerbliche Einkünfte unterliegen sowohl der Ein-
kommensteuer als auch der Gewerbesteuer. Die 
gewerbliche Infizierung der Tätigkeit kann jedoch 
auch bei Überschreitung der Grenze von 1,25 % 
verhindert werden, wenn die gewerbliche Tätigkeit 
auf eine Schwesterpersonengesellschaft ausgeglie-
dert wird und die Gesellschaft nach außen hin als 
solche erkennbar ist. Die Tätigkeit der Gesellschaft 
muss sich klar von der Tätigkeit der Gemeinschafts-
praxis abgrenzen. Hierfür ist zum einen erforderlich, 
dass der Gesellschaftsvertrag so gestaltet ist, dass 
die Gesellschaft wirtschaftlich, organisatorisch und 
finanziell von der ärztlichen Gemeinschaftspraxis 
unabhängig ist. Darüber hinaus müssen getrennte 
Aufzeichnungen und Bücher geführt, besondere 
Bank- und Kassenkonten eingerichtet und eigene 
Rechnungsformulare verwendet werden. Schließlich 
ist erforderlich, dass die Arznei- und Hilfsmittel ge-
trennt vom Betriebsvermögen der Gemeinschafts-
praxis gelagert werden. 
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Alle Informationen und Angaben in diesem BranchenBrief haben 
wir nach bestem Wissen zusammengestellt. Sie erfolgen jedoch 
ohne Gewähr. Diese Information kann eine individuelle Beratung 
im Einzelfall nicht ersetzen. 
 

Für weitere Fragen zu den vorstehenden Themen steht 
Ihnen Herr Steuerberater Heiko Brand gerne zur  
Verfügung. 

Heiko Brand, Steuerberater 
In den Seewiesen 26, 89520 Heidenheim/Brenz 

Fon 07321 27719-0  -  info@steuerberater-brand.de 

www.steuerberater-brand.de 
 

Wir möchten unseren Mandanten ein zuver-

lässiger Partner in allen Beratungssituationen 

sein, sei es bei der Beantwortung von Spezialfragen oder 

auch bei der Lösung komplexer Probleme. 

Unsere Beratungsschwerpunkte liegen in den Bereichen  

ü Steuerberatung  

ü Firmenumstrukturierungen 

ü Sanierungen / Sanierungsgutachten 

ü Unternehmens- und Wirtschaftsberatung 

ü Coaching für Unternehmer 

Sprechen Sie uns an!  
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